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1 Grundlagen der Planung 

1.1 Rechtsgrundlagen der Planung  

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. 
I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 221), 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802) 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 03.04.2012 mit Bekannt-
machung vom 12.04.2012 (Nds. GVBl. Nr. 5/2012, 46), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. S. 107), 

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 
17.12.2010, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. 
S. 111). 

1.2 Geltungsbereich und Größe des Plangebietes  

Der räumliche Geltungsbereich dieser 2. Änderung umfasst zwei Teilgeltungsbereiche (TG) 
mit einer Gesamtgröße von 0,25 ha: die Verkehrsfläche im Osten angrenzend an die 1. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. 11 (TG 1) sowie die Fläche südlich der „Hauptstraße“ (TG 2).  

Abbildung 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans (o. M.); Quelle: © LGLN, eigene Darstellung 

Der räumliche Geltungsbereich dieser 2. Änderung umfasst in der Gemarkung Bliedersdorf, 
Flur 3, für den 1. Teilgeltungsbereich (TG 1) das Flurstück 409/2 (teilweise) und für den 2. 
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Teilgeltungsbereich (TG 2) das Flurstück 35/1 (teilweise). Die genaue Abgrenzung des räum-
lichen Geltungsbereiches ist dem Übersichtsplan und der Planzeichnung zu entnehmen.  

1.3 Anlass, Erfordernis und Ziele der Planung 

TG1 

Der Rat der Gemeinde Bliedersdorf hat in seiner Sitzung am 25.07.2022 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 11 „Ortskern“ nochmals zu ändern. Mit der Änderung des Bebauungspla-
nes möchte die Gemeinde Bliedersdorf die östlich angrenzende Fläche, welche im Ursprungs-
plan von 2001 als Fläche für „Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft“ festgesetzt wurde, als Verkehrsfläche ändern, um die Erschließung des 
Bauvorhabens „Heins und Terne GbR“ zu sichern. Mit dem Ursprungsbebauungsplan wurde 
die Renaturierung des verrohrten Wasserlaufes der Hummelbeck angestrebt. Am Planungs-
ziel der Renaturierung des verrohrten Bachlaufes hält die Gemeinde nicht mehr fest, insofern 
ist dieses Planungsziel aus heutiger Sicht obsolet und eine Änderung des Bebauungsplans 
erforderlich.   

TG2  

Am 21.11.2022 hat der Gemeinderat beschlossen, den Geltungsbereich zu erweitern. Ziel die-
ser Erweiterung ist es, im 2. Geltungsbereich den Ausschluss von „Sonstiges Wohnen“ im 
eingeschränktem Dorfgebiet (MDe) aufzuheben. Das Grundstück ist bereits bebaut. Das da-
rauf befindliche Gebäude steht unter Denkmalschutz. Es besteht die Absicht, das Gebäude zu 
Wohnzwecken umzunutzen. Die derzeitige Festsetzung als eingeschränktes Dorfgebiet (MDe) 
schließt Wohnen jedoch als Nutzung aus. Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungs-
planes Nr. 11 stehen der beabsichtigten Nutzung somit entgegen und sollen entsprechend den 
Zielen der Innenentwicklung eine Umnutzung des Gebäudes ermöglichen. 

Um die Umnutzung dieses Grundstücks für die Wohnnutzung planungsrechtlich zu ermögli-
chen, ist eine Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 erforderlich. Mit der angestrebten Än-
derung des Bebauungsplanes sollen Nachverdichtungspotenziale im Siedlungsbestand akti-
viert werden. 

Die übrigen Ziele und Inhalte des Bebauungsplans Nr. 11 stehen dieser Änderung nicht ent-
gegen und bleiben unverändert bestehen.  

1.4 Aufstellung im Verfahren gemäß § 13a BauGB 

Mit der Planung sollen Wohnnutzungen im Plangebiet, im bereits bebauten Siedlungsbereich 
ermöglicht (TG2) sowie die Fläche östlich der 1. Änderung an die tatsächliche Nutzung ange-
passt werden (TG1). Die mit der Planaufstellung beabsichtigte Wiedernutzbarmachung einer 
Fläche stellt somit eine klassische Maßnahme der Innenentwicklung dar. Der Bebauungsplan 
wird daher gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt. 

Der Bebauungsplan setzt, bei einer Plangebietsgröße (TG 1 u. TG 2) von 2.427 m², insgesamt 
eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von deutlich weniger als 20.000 
m² fest. Es wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) oder Landesrecht (hier: Niedersächsisches Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (NUVPG)) unterliegen, und es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-
gung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter. Es sind zudem bei 
der Planung erkennbar keine Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten.  

Eine kumulative Wirkung mit anderen im engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusam-
menhang aufgestellten Bebauungsplänen der Innenentwicklung steht der Anwendung des 
Verfahrens nach § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB hier nicht entgegen. 
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Insofern kann das Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt werden. Es gelten die Vor-
schriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB. Entsprechend 
wird von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. Es ist kein Umweltbericht 
zu erstellen und es werden keine umweltrelevanten Informationen eingeholt. Ein Monitoring 
wird nicht durchgeführt. 

2 Bestandsituation 
Die Plangebiete (TG1/ TG2) umfassen eine Fläche von insgesamt ca. 0,25 ha und befinden 
sich innerhalb eines bestehenden, bebauten Siedlungsbereich im Ortszentrum der Gemeinde 
Bliedersdorf.  

TG1 

Das Plangebiet befindet sich östlich der 1. Änd. des Bebauungsplans Nr. 11 auf dem „Dau-
diecker Weg“ und dient der verkehrlichen Erschließung. Im südlichen Bereich des Plangebie-
tes befindet sich ein Eichenbaum.  

TG2 

Der 2. Teilgeltungsbereich erstreckt sich südlich entlang der „Hauptstraße“ – K37 und östlich 
der Gemeindekirche. Das Plangebiet ist bereits bebaut. Hier befindet sich ein denkmalge-
schütztes Wirtschaftsgebäude mit einer Wohneinheit (Hauptstraße 49) sowie sich daran an-
schließende Garagen mit ihren Bewegungsflächen.  

Nutzungen und Bebauung  

Die umliegende Bebauung ist entsprechend ihrer Darstellung (gemischte Bauflächen) im Flä-
chennutzungsplan (FNP) durch dörfliche Strukturen und Nutzungen geprägt. Östlich des Plan-
gebietes (TG2), in einer exponierten Lage, befindet sich die denkmalgeschützte Feldsteinkir-
che. An der Straße „Hauptstraße“ befindet sich das denkmalgeschützte Fachwerkgebäude. 
Sowohl im Plangebiet als auch angrenzend (Kirche) sind zudem ortsbildprägende Baumbe-
stände vorhanden. TG1 wird als Verkehrsfläche genutzt. 

 

Abbildung 2: Luftbild mit Plangebietsabgrenzung (rot) (o. M.); Quelle: © LGLN, eigene Darstellung 

TG2 

TG1 
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Verkehrliche Anbindung  

Beide Plangebiete sind bereits aufgrund ihrer Nutzung gut und direkt über die vorhandenen 
örtlichen Straßen angebunden und erschlossen. Unweit des Plangebietes befinden sich zu-
dem zwei Bushaltestellen, die das Plangebiet an den ÖPNV anbinden. Die überörtliche Ver-
kehrsanbindung erfolgt aufgrund der zentralen Lage des Plangebietes über die „Hauptstraße“ 
bzw. „Nottensdorfer Straße“.  

3 Planerische Rahmenbedingungen 

3.1 Übergeordnete Planungen 

Die Planung ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung und der Landespla-
nung anzupassen. Für die Planung maßgeblich sind die Festlegungen im Landes-Raumor-
nungsprogramm 2017 des Landes Niedersachsen (LROP, neugefasst am 17.09.2022, Nds. 
GVBI. Nr. 29/2022) sowie im Regionalen Raumordnungsprogramm 2013 (RROP) des Land-
kreises Stade sowie in der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderüber-
greifenden Hochwasserschutz (BRPVH, vom 19. August 2021, BGBl. I S. 3712). 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden Ziele der Raumordnung erkennbar nicht 
berührt; es ergeben sich erkennbar keine Widersprüche zu den Zielen der Raumordnung. Der 
Geltungsbereich ist bereits durch einen rechtskräftigen Bebauungsplan überplant und somit 
planungsrechtlich als bestehende Siedlungsfläche zu werten. Eine Beeinträchtigung von 
Schutzgebieten ist nicht gegeben. 

Gemäß der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hoch-
wasserschutz ist eine Betroffenheit bezüglich Hochwasserrisiken für das Plangebiet zu prüfen. 
Es befinden sich keine Gewässer (gem. § 3 Nummer 13 WHG) im näheren Umfeld des Plan-
gebietes. Das Plangebiet befindet sich in keinem Überschwemmungsgebiet (§ 76 Absatz 1 
WHG) oder Risikogebiet (gem. §73 Absatz 1 WHG). Auch sind keine Risikogebiete außerhalb 
von Überschwemmungsgebieten (gem. §78b Absatz 1 WHG) oder vorläufig gesicherte Über-
schwemmungsgebiete (§ 76 Absatz 3 WHG) durch die Planung betroffen (vgl. Umweltkarten 
Niedersachsen).  

Es bestehen somit erkennbar keine Widersprüche zu den Zielen und Grundsätzen des Bun-
desraumordnungsplans für den Hochwasserschutz. 

3.2 Flächennutzungsplan  

Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Horneburg 
als gemischte Baufläche (M) dargestellt. Der Bebauungsplan kann somit gem. § 8 Abs. 2 
BauGB aus dem FNP entwickelt werden.  

3.3 Belange des Umweltschutzes  

Das Plangebiet ist bereits bebaut, teilweise versiegelt und als Siedlungsfläche zu werten. Eine 
Beeinträchtigung von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutzrechts ist nicht gegeben. Es 
befinden sich keine Naturdenkmäler im Plangebiet, auch sind keine sonstigen geschützten 
Objekte oder geschützten Gebiete im Sinne des Naturschutzrechts durch die Planung berührt. 
Der Bereich des Plangebietes ist für Natur und Landschaft von keiner bzw. nur eingeschränk-
ter Bedeutung. 

Die Empfindlichkeit gegenüber der Planung ist im Bestand wie folgt einzuschätzen: 

Tiere, Biotope und Pflanzen 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Tiere, Biotope und Pflanzen sind nicht er-
kennbar. Der Geltungsbereich ist bereits durch einen rechtskräftigen Bebauungsplan über-
plant und somit planungsrechtlich als bestehende Siedlungsfläche zu werten. Aufgrund der 
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bereits vorhandenen Nutzung und der Vorbelastung besteht kein Verdacht, dass negative Aus-
wirkungen auf besonders geschützte Arten in den Planbereichen zu erwarten sind. Durch die 
vorhandene Nutzung bestehen bereits Einschränkungen.  

Im Plangebiet befinden sich erhaltenswerte Gehölzstrukturen bzw. ortsbildprägende Bäume. 
Sie werden im Bebauungsplan durch ein Erhaltungsgebot geschützt. Für den Fall, dass Ge-
hölze im Rahmen der Umsetzung der Planung beseitigt werden müssen, erfolgt die Kompen-
sation durch Anpflanzung neuer Bäume auf dem Grundstück.  

Per Gesetz sind alle Gehölzrodungen ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit im Zeitraum 
vom 1. Oktober bis Ende Februar zulässig. Bei Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Rodungszeiten sind erhebliche Beeinträchtigungen von Vogelarten nicht zu erwarten. Arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände treten damit bei Einhaltung dieser gesetzlichen Vorgaben 
erkennbar nicht ein. Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Boden/ Wasser/ Luft und Klima 

Die Flächen im Geltungsbereich sind bereits im Bestand überwiegend versiegelt. Aufgrund der 
vorhandenen Versiegelung und Bebauung liegt bereits eine Beeinträchtigung der Schutzgüter 
Boden, Wasser, Luft und Klima vor. Erhebliche Beeinträchtigungen durch die Änderung des 
Bebauungsplanes sind nicht erkennbar. 

Orts- und Landschaftsbild 

Das Orts- und das Landschaftsbild in der Umgebung des Plangebietes sind durch die beste-
hende dorftypische Bebauung und Strukturen geprägt, so dass von keiner Empfindlichkeit ge-
genüber der Planung ausgegangen wird. Das Ortsbild wird durch die angestrebte Nachnut-
zung voraussichtlich verbessert. Mit der ermöglichten Nachnutzung wird der Leerstand und 
der Verfall des Gebäudes vermieden, wodurch das Ortsbild insgesamt erhalten bleibt. Geprägt 
wird das Gebiet darüber hinaus durch den Bestand an großkronigen und überwiegend orts-
bildprägenden Laubbäumen. Insbesondere aber auch durch den Kirchhügel mit der von Ei-
chen gerahmten Feldsteinkirche aus dem 12. Jahrhundert.  

Mensch und Gesundheit 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch und Gesundheit sind absehbar nicht 
zu erwarten. Durch die geplante Nutzungsänderung ist davon auszugehen, dass sich die Si-
tuation in Bezug auf etwaige Immissionen im Änderungsbereich und dessen Umfeld keines-
falls verschlechtert. Aufgrund der Lage des Änderungsbereichs und den vorhandenen Nutzun-
gen ist auch von keiner erhebliche Einschränkung von gewerblichen Nutzungen im Umfeld 
durch die Planung auszugehen. 

Arten und Lebensgemeinschaften 

Aufgrund der vorhandenen Nutzung und Bebauung sowie der Lage im Ortsgefüge besteht in 
den betroffenen Bereichen grundsätzlich kein Verdacht auf ein Vorkommen von nach 
§ 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geschützter Arten; ein besonderer Untersu-
chungsbedarf für geschützte Arten ist somit erkennbar nicht gegeben. Durch die bestehende 
bauliche Nutzung und die bestehende Versiegelung im unmittelbaren Umfeld besteht hinsicht-
lich des Lebensraumes für besonders empfindliche Vögel eine Vorbelastung der Flächen. So-
mit ist mit dem Vorkommen besonders empfindlicher geschützter Vogelarten hier nicht zu 
rechnen. Erhebliche Eingriffe in den Naturhaushalt, welche nicht bereits im Rahmen des Be-
bauungsplans Nr. 11 ausgeglichen wurden, oder Eingriffe in nach anderen Rechtsgrundlagen 
geschützte Güter sind durch die Planung nicht zu erwarten. Eine Betroffenheit geschützter 
Arten ist in Bezug auf die natürlichen Habitate (Vegetation) ebenfalls nicht erkennbar. 

Aufgrund der vorhandenen Nutzung im Plangebiet und aufgrund der übrigen Nutzungen im 
Umfeld ist eine erhebliche Beeinträchtigung durch die Planung nicht anzunehmen.  

Es wird jedoch vorsorglich darauf hingewiesen, dass die artenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen auch unabhängig vom Bebauungsplan gelten. 
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Kultur- und Sachgüter 

Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Kultur- und Sachgüter sind nicht erkennbar. 
Das Plangebiet und seine Umgebung haben für die Kultur- und Sachgüter aufgrund der vor-
handenen Baudenkmale durchaus eine hohe Bedeutung. Eine negative Auswirkung durch die 
Planung wird jedoch nicht erwartet. Hier gelten die denkmalschutzrechtlichen Anforderungen 
gemäß Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz.     

3.4 Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplanes 

Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 befindet sich 
innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 11 
„Ortskern“. Der Ursprungsbebauungsplan setzt für das Plangebiet TG1 eine Fläche für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft fest.  

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan (1. Änderung), mit Plangebietsabgren-

zung (rot) (o. M.), eigene Darstellung  

Das Plangebiet TG2 wird im Ursprungsbebauungsplan als eingeschränktes Dorfgebiet (MDe) 
mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 festgesetzt. Die Einschränkung besteht darin, dass 
sonstige Wohngebäude nicht zulässig sind. Die zulässige Geschossigkeit wird durch die Zahl 



2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 „Ortskern“ 
__________________________________________________________________________________________             

9 
 

der Vollgeschosse (max. ein Vollgeschoss) bestimmt. Die Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen erfolgt, eng an den baulichen Anlagen orientiert, durch Baugrenzen. Als 
Bauweise wird eine offene Bauweise (o) festgesetzt. Darüber hinaus werden erhaltenswerte 
Bäume festgesetzt. 

4 Fachplanerische Grundlagen 

4.1 Natur- und Landschaft 

Es befinden sich keine Naturdenkmale im Plangebiet, zudem sind keine geschützten Objekte 
oder geschützten Gebiete im Sinne des Naturschutzrechts durch die Planung betroffen. Es 
sind auch keine weiteren Schutzgebiete, gemeinschaftlich bedeutsame Gebiete oder sonstige 
wertvolle Bereiche der landesweiten Biotopkartierung in den Niedersächsischen Umweltkarten 
vorhanden. Durch die Änderung des Bebauungsplanes sind daher keine beachtlichen umwelt-
relevanten Veränderungen zu erwarten. 

4.2 Denkmalschutz 

Im Plangebiet TG2 und seiner näheren Umgebung „Hauptstraße 49“, „Daudiecker Weg 4“, 
„Hauptstraße 40“, und „Kirchweg 2“ sind geschützte Baudenkmale nach § 3 Niedersächsi-
sches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) vorhanden. Sie dürfen in ihrer Gestalt oder Wirkung 
durch die Planung nicht beeinträchtigt werden. Es gelten die denkmalschutzrechtlichen Anfor-
derungen nach § 8 und § 10 NDSchG im Einzelfall.   

4.3 Archäologie  

Ein Verdacht auf Bodenfunde ist nicht bekannt. Ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde, die im 
Zuge von Bauarbeiten und Erdarbeiten gemacht werden, sind unverzüglich der Archäologi-
schen Denkmalpflege des Landkreises Stade mitzuteilen. Maßnahmen, die zur Beeinträchti-
gung oder Zerstörung von Fundstellen führen, sind zu unterlassen. Ein entsprechender vor-
sorglicher Hinweis zum Denkmalschutz (Bodenfunde) wird in den Bebauungsplan aufgenom-
men. 

4.4 Altlasten, Ablagerungen und Bodenverunreinigungen   

Im Plangebiet sind keine Altablagerungen bekannt, die in das Altlastenprogramm des Landes 
Niedersachsen aufgenommen wurden (Quelle: LBEG-Kartenserver). Auch besteht im Plange-
biet aufgrund der bisherigen Nutzung kein Verdacht auf vorhandene Altablagerungen. Sollten 
sich während zukünftiger Bauarbeiten abweichende Erkenntnisse ergeben, sind erforderliche 
Erkundungen vorzunehmen und geeignete Maßnahmen zu treffen. Entsprechende Funde sind 
dem Landkreis Stade anzuzeigen. Konkrete Hinweise auf Bodenverunreinigungen bestehen 
nicht. 

4.5 Kampfmittelbelastung   

Es kann generell nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbelastung im Planungsbe-
reich vorliegt. Daher besteht ein allgemeiner Kampfmittelverdacht. Bei Baumaßnahmen wird 
empfohlen, die Flächen vorab durch eine entsprechende Luftbildauswertung zu überprüfen – 
eine Verpflichtung dazu besteht jedoch nicht. Unabhängig davon gilt grundsätzlich: Treten ver-
dächtige Gegenstände oder Bodenverfärbungen auf, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgrün-
den sofort einzustellen, Polizei, das Ordnungsamt, Feuerwehrleitstelle oder der Kampfmittel-
beseitigungsdienst des LGLN - Regionaldirektion Hameln-Hannover sind zu benachrichtigen. 
Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

5 Planinhalt und Abwägung  
Dem Anlass und den Zielen der Planung entsprechend werden im Geltungsbereich dieser 
Änderung die relevanten Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 11 „Ortskern“ geändert, die 
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übrigen Festsetzungen behalten weiterhin ihre Gültigkeit. Mit der Änderung der baulichen Nut-
zung (TG2) soll eine Umnutzung ermöglicht werden und so die Innenentwicklung in der Ge-
meinde Bliedersdorf gefördert werden. Durch die Änderung der Fläche für „Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft“ (TG1) soll die Erschließung 
der beabsichtigten Bebauung der Grundstücke im Geltungsbereich der 1 Änderung gewähr-
leistet werden. Die im Rahmen dieser 2. Änderung des Bebauungsplanes vorgesehenen 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen ersetzen im Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplanes die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 11 „Ortskern“. 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Um die Zielsetzung einer angemessenen Innenentwicklung durch Nutzung der Nachverdich-
tungspotenziale zu erreichen, ist es erforderlich, im TG 2 die Art der baulichen Nutzung bzw. 
den Nutzungskatalog entsprechend § 5 BauNVO zu ändern. Die textliche Festsetzung Nr. 1.5 
„sind im eingeschränkten Dorfgebiet (MDE) gem. § 1 Abs. 5 BauNVO sonstige Wohngebäude 
gem. § 5 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO nicht zulässig.“ des Ursprungsbebauungsplans Nr. 11 wird 
daher ersatzlos gestrichen. Mit dieser Änderung des Bebauungsplanes möchte die Gemeinde 
Bliedersdorf die Chance nutzen, die Innenentwicklung durch die Anpassung der Festsetzun-
gen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 11 voranzubringen und somit eine wohn-
bauliche Nutzung im bestehenden Siedlungsbereich ermöglichen. 

Entsprechend den oben beschriebenen Planungszielen und unter Berücksichtigung der pla-
nerischen Grundlagen gilt für den TG 2 folglich die Festsetzung eines „uneingeschränkten“ 
Dorfgebietes (MD) gemäß § 5 BauNVO mit den übrigen bestehenden Festsetzungen des Be-
bauungsplans Nr. 11.          

5.2 Erhaltungsgebot 

Im Plangebiet TG1 befindet sich ein ortsbildprägender Baumbestand. Dieser ist weiterhin zu 
sichern und wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB als zu erhalten festgesetzt. Dieser ist 
entsprechend zu entwickeln, zu pflegen und zu erhalten.  

Auf die geltende Ausschlussfrist für etwaige Gehölzbeseitigungen im gesamten Plangebiet 
wird hingewiesen: Das Entfernen von Bäumen, Hecken und anderen Gehölzen ist gemäß 
§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG in der Zeit vom 01. März bis 30. September verboten.  

Seitens der Unteren Naturschutzbehörde ist folgender Hinweis zu beachten: 

Sofern durch die Planung Bäume gefällt werden müssen, sind diese im nachfolgenden Bau-
genehmigungsverfahren in einem Baumbestandsplan darzustellen. Die Fällung der Bäume 
kann nach Erteilung der Baugenehmigung unter Beachtung der dort aufgeführten Nebenbe-
stimmungen erfolgen. Die Fällung von Bäumen, die nicht im Zusammenhang mit einem Bau-
vorhaben steht, bedarf grundsätzlich einer Genehmigung durch die Untere Naturschutzbe-
hörde des Landkreises Stade. 

Darüber hinaus wird auf die DIN 18920 „Schutz vor Bäumen, Pflanzstände und Vegetations-
flächen“ während der Bauarbeiten verwiesen.  

5.3 Verkehrserschließung 

Durch die 2. Bebauungsplanänderung soll die Erschließung des Grundstücks, welches bereits 
im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 11 geändert wurde, weiterhin gesichert 
werden. Dieses Grundstück soll damit weiterhin über die Straße „Daudiecker Weg“ erschlos-
sen werden. Zusammenfassend wird die bisherige Erschließungssituation im Bestand beibe-
halten und planungsrechtlich als Straßenverkehrsfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB fest-
gesetzt. 

Zum Baugrundstück sind weiterhin Zufahrten für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge nach 
§ 4 NBauO i. V. m § 1 DVO-NBauO vorzusehen. Die Zuwegung von öffentlichem Grund muss 
gem. "Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" (Veröffentlicht Nds. MBI. Nr. 37 aus 2012) 
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hergestellt werden. Es ist die RStO 12 oder höherwertig anzusetzen. Sofern Bewegungsflä-
chen für die Feuerwehr auf öffentlichem Grund I der Straße angeordnet werden, sind die o. g. 
Vorschriften ebenfalls zu beachten. 

5.4 Ver- und Entsorgung 

Ver- und Entsorgungsleitungen sind im Bestand bereits vorhanden bzw. gesichert. Das Grund-
stück im TG 2 ist aufgrund der vorhandenen Nutzung bereits an die vorhandenen Ver- und 
Entsorgungsanlagen angeschlossen und im Rahmen des Bestandes gesichert. An der Ver- 
und Entsorgungssituation ändert sich durch die Bebauungsplanänderung grundsätzlich nichts 
Wesentliches. Aufgrund der kleinteiligen Änderung des Bebauungsplans sind keine wesentli-
chen Auswirkungen auf die Abwasserentsorgung zu erwarten. 

Vorhandenen Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standort (Bestand) 
grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderwei-
tig gefährdet werden. Sollte sich durch die Planung die Notwendigkeit einer Anpassung der 
Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Ver-
setzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und 
die anerkannten Regeln der Technik gelten.  

Mit den Leitungsträgern werden rechtzeitig vor Baubeginn die möglichen Anschlüsse, die Ein-
zelheiten der Bauausführung sowie die Koordination mit den anderen Leitungsträgern abge-
stimmt, ggf. erforderliche Genehmigungen sind im Rahmen der Ausbauplanung zu beantra-
gen. 

Auch die Abfallbeseitigung im Plangebiet wird als gesichert angesehen. Träger der Abfallent-
sorgung ist der Landkreis Stade, der die Entleerung der Hausmüllbehälter einer privaten Firma 
übertragen hat (öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger). Die Müllentsorgung erfolgt entspre-
chend den Regelungen des Landkreises Stade.  

Die Löschwasserversorgung für die Umgebung ist sichergestellt. Es ist nicht erkennbar, 
dass neue Hydranten erforderlich werden.  

6 Umweltauswirkungen der Planung 

Da der Bebauungsplan nach § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BauGB aufgestellt wird, kann entspre-
chend dortigem Verweis auf § 13 Abs. 3 S. 1 BauGB von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht und den zugehörigen, ergänzenden Elementen abge-
sehen werden. Weiterhin gelten sich möglicherweise ergebende Eingriffe i. S. d. 
§ 1a Abs. 3 S. 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig, so dass 
aus der Planung heraus kein Ausgleichserfordernis erwächst. Es bedarf hierzu also keiner 
Untersuchung, ob und in welchem Umfang sich bei Durchführung der Planung Eingriffe erge-
ben oder intensivieren.  

Gleichwohl sind sich aufdrängende, andere betroffene Umweltbelange zu ermitteln, zu bewer-
ten und in die Abwägung einzustellen. Auch sind nur „städtebauliche“ Eingriffe in Naturhaus-
halt und Landschaftsbild (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) von der Ausgleichsverpflich-
tung bzw. der Pflicht zur Berücksichtigung dieser Belange in der Abwägung befreit. Sofern 
Eingriffe in nach anderen Rechtsgrundlagen geschützte Güter vorgenommen werden, sind 
diese zwingend zu kompensieren.  

Erhebliche Eingriffe in den Naturhaushalt, welche nicht bereits im Rahmen der Ausstellung 
des Bebauungsplans Nr. 11 ausgeglichen wurden, oder Eingriffe in nach anderen Rechts-
grundlagen geschützte Güter sind durch die Planung nicht zu erwarten. Eine Betroffenheit 
geschützter Arten ist in Bezug auf die natürlichen Habitate (Vegetation) ebenfalls nicht erkenn-
bar. Aufgrund der Habitatstruktur sowie der gegenwärtigen Nutzung im Plangebiet besteht ak-
tuell kein Verdacht, dass artenschutzrechtliche oder naturschutzrechtliche Konflikte aufgrund 
der Planung zu erwarten sind.   



2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 11 „Ortskern“ 
__________________________________________________________________________________________             

12 
 

Wesentliche Eingriffe in den Naturhaushalt sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu er-
warten. Durch die Änderung des Bebauungsplanes werden allerdings auch keine planungs-
rechtlich als unversiegelt anzusprechenden Flächen in Anspruch genommen.  

Es sind keine Naturdenkmäler im Plangebiet vorhanden, auch sind keine geschützten Objekte 
oder geschützten Gebiete im Sinne des Naturschutzrechts durch die Planung betroffen. Er-
hebliche Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen sind nicht anzunehmen, da keine Biotoptypen 
mit besonderer Bedeutung überplant werden. 

Es ergeben sich erkennbar keine immissionsschutzrechtlichen Konflikte. 

Erhebliche Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch bzw. die menschliche Gesundheit 
sind durch die Planung nicht zu erwarten.  

Die Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild (bestehende Siedlung) sind ebenfalls 
nicht zu erwarten. Durch die weiterhin geltenden Vorschriften der örtlichen Bauvorschriften 
wird sichergestellt, dass die bedeutenden kulturhistorischen Strukturen und die Gestaltung des 
Ortsbildes weiterhin gesichert bzw. nicht beeinträchtigt werden.   

Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten. Es 
gelten weiterhin die denkmalschutzrechtlichen Anforderungen nach NDSchG.   

Die vorhandenen, schützenswerten Bäume werden mit entsprechenden grünordnereichen 
Festsetzungen erhalten. Diese Bäume sind grundsätzlich als Habitat für Fledermäuse und an-
dere Gehölzbrüter geeignet. Vor der ggf. Fällung der vorhandenen Bäume sind diese auf Vor-
kommen von Tieren zu untersuchen. Bei positivem Fund ist die Untere Naturschutzbehörde 
zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

Weiterhin sind die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG zu beachten. Bei Beachtung der 
gesetzlichen Ausschlussfrist für Gehölzbeseitigung vom 01. März bis 30. September kann je-
doch davon ausgegangen werden, dass bei Umsetzung des Bebauungsplanes und der Ver-
meidungsmaßnahme die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG zum Artenschutz nicht be-
rührt werden.  

Insgesamt ist nicht zu erkennen, dass sich durch den Bebauungsplan beachtliche umweltre-
levante Veränderungen gegenüber der Bestandssituation ergeben könnten, geschweige denn 
erhebliche Umweltauswirkungen.  

7 Maßnahmen zur Verwirklichung 

7.1 Bodenordnung  

Bodenordnende Maßnahmen sind zum Erreichen der Planungsziele nicht erforderlich 

7.2 Kosten und Finanzierung     

Der Gemeinde entstehen im Zusammenhang mit dieser Bebauungsplanänderung Kosten für 
die Aufstellung des Bebauungsplanes.  

8 Flächenangaben 
Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 0,24 ha. 

  (Flächengrößen sind digital aus der Planzeichnung abgegriffen und auf volle m² gerundet) 

 

Fläche in m² (ca.-Angaben) 

TG 1  170 

TG 2   2.257 

Gesamtfläche 2.427 
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Die Planung wurde ausgearbeitet von der Cappel + Kranzhoff Stadtentwicklung und Planung 
GmbH, Hamburg, im Auftrag und im Einvernehmen mit der Gemeinde Bliedersdorf. 

 

Kartengrundlagen: Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung, Bereitstellung der Daten durch das LGLN, 2023 

 


